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Die Fehler der Mietpreisbremse 

Und die Miete steigt
Von Peter Nowak

Die geplante sogenannte Mietpreisbremse mag die SPD in der Regierung beruhigen,
die betroffenen Mieter hingegen nicht.

Es mag länderspezifischem Patriotismus geschuldet sein, dass der Chefredakteur der
Saarbrücker Zeitung, Peter Stefan Herbst, den Sozialdemokraten Heiko Maas zum
»Superminister« kürte. Dabei ist der Bundesminister für Justiz und Verbraucherschutz bisher vor
allem mit Äußerungen hervorgetreten, die das Selbstbewusstsein der SPD in der Großen
Koalition stärken sollen. Dazu gehört auch die Ankündigung, schnell eine sogenannte
Mietpreisbremse einzuführen, schließlich gehörte eine Begrenzung der Mietsteigerungen zu den
Versprechen, die die Partei im Wahlkampf gemacht hatte.
Vorgesehen ist nach dem Gesetzentwurf, den der Justizminister nun vorgelegt und zur
Abstimmung an die anderen Ressorts geschickt hat, dass Neumieten »in angespannten
Wohnungsmärkten« nur noch um zehn Prozent über dem ortsüblichen Niveau liegen dürfen.
Neuerungen sind auch bei der Provision für den Makler geplant, diese soll künftig derjenige
zahlen, der ihn beauftragt.
Allerdings soll die Regelung nicht in ganz Deutschland gelten, sondern nur »in angespannten
Wohnungsmärkten« eingeführt werden. Welche Regionen dazu gehören, definieren die
Bundesländer für einen Zeitraum von jeweils fünf Jahren. Nach Berechnungen des
Justizministeriums liegen dem Bericht zufolge gut 4,2 Millionen der 21,1 Millionen deutschen
Mietwohnungen in solchen »angespannten« Gebieten. Aber auch für diese sind Ausnahmen von
der Mietenbremse vorgesehen. Nicht gelten soll sie bei der Erstvermietung neu gebauter
Wohnungen sowie bei Wohnungen, die vor der Vermietung umfassend saniert wurden.
Begründet wird dies damit, dass der Wohnungsbau und die Modernisierung bestehender
Wohnungen attraktiv bleiben sollen. Auch Wohnungen, deren Preise bereits über dem
Vergleichswert des Mietspiegels liegen, sollen weiterhin teuer vermietet werden können. In
seinem Kommentar in der Taz kritisiert Gereon Asmuth deshalb, dass die »Mietexplosion« mit
der geplanten Preisbremse nicht verhindert werden kann. »Der Turbo-Motor der Preisspirale
bleibt unangetastet: Es ist die sogenannte ortsübliche Vergleichsmiete, die gemeinhin über
Mietspiegel ermittelt wird.«
Wie immer, wenn die Verwertungsinteressen durch kleine Reformen auch nur minimal tangiert
werden könnten, protestieren die Interessenvertreter der Eigentümer heftig gegen die
geplanten Änderungen. So bescheinigte Manfred Binsfeld, Immobilienmarktexperte der Rating-
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Agentur Feri, den Koalitionären hektische Betriebsamkeit und Populismus. Der Hamburger
Rechtsanwalt Thies Boelsen bezeichnete die Mietpreisbremse gar als »verfassungswidrig«.

Diese Polemik ist natürlich Taktik. Schließlich wollen die Interessenvertreter der Eigentümer die
Gesetzesreform noch stärker in ihrem Sinn beeinflussen. Prompt erklärte die Vorsitzende der
CSU-Landesgruppe im Bundestag, Gerda Hasselfeldt, der Entwurf sei unausgewogen. Die
Immobilienwirtschaft werde ihrer Ansicht nach zu wenig berücksichtigt. Maas und seine
Mitstreiter von der SPD dürften sich über die kalkulierbare Aufregung der Immobilienwirtschaft
freuen. Schließlich kann angesichts der Kritik der Immobilienlobby der Eindruck erweckt werden,
der Gesetzentwurf sei mieterfreundlich. Mancher Interessenvertreter sorgte hingegen ungewollt
für Aufmerksamkeit, indem er seiner Klientel gutgemeinte Ratschläge gab, die die Vermieter
nicht benötigen, weil sie bereits längst von ihnen befolgt werden. So riet Kai Warnecke,
Geschäftsführer des Vermietervereins »Haus & Grund«, bei einem Treffen der
Immobilienbesitzer in Stuttgart seinen Zuhörern: »Versuchen sie, die Miete schleichend in
kleinen Schritten zu erhöhen.«
Mitglieder der Mieterbewegung in Berlin haben derzeit hingegen anderes zu tun, als über das
geplante »Reförmchen« aus dem Hause Maas zu debattieren. »In den Ohren eines mit
energetischer Modernisierung geschlagenen Mieters hört sich die neue Gesetzesvorlage wie
blanker Hohn an«, sagt der Videojournalist Matthias Coers im Gespräch mit der Jungle World.
»Nicht nur bei den Modernisierungsmaßnahmen am Weichselplatz kann man sehen, dass unter
dem Deckmantel der Ökologie Hauseigentümer eingeladen werden, die Mieter zur Ader zu
lassen. Die bestehenden Gesetze bürden den Mietern die gesamten Kosten der Modernisierung
auf. Diese verlieren ihre Wohnung oder, wenn das Einkommen reicht, um die Wohnung zu
behalten, steigt der Wohnkostenanteil oft massiv«, sagt Coers, der in einem Haus in Neukölln
wohnt, das energetisch saniert werden soll.Gemeinsam mit Gertrud Schulte Westenberg hat er
den Film »Mietrebellen« produziert, der im April in den Kinos zu sehen sein wird. Der
Dokumentarfilm liefert einen guten Überblick über die Mieterproteste in Berlin der vergangenen
zwei Jahre.
Die Gewerkschafterin Nuriye Cengiz, die um den Verbleib in ihrer rollstuhlgerechten Wohnung in
Kreuzberg kämpft, wird dort ebenso porträtiert wie die Seniorengruppen »Palisadenpanther«
und die Initiative »Stille Straße«, die erfolgreich gegen Verdrängung kämpften. Am Schluss des
Filmes bezeichnet ein Aktivist die Diskussion um die Mietpreisbremse als »Placebo« für die
Mieterproteste. Coers sieht das ähnlich: »Jedem, der sich mit dem Wohnungsmarkt kritisch
auseinandersetzt, wird klar, dass die neuen Regelungen der sogenannten Mietpreisbremse
schon von der Wahl der Begrifflichkeit in erster Linie dazu gedacht sind, die Bevölkerung zu
beruhigen.« Ob das gelingt, ist fraglich.

Am kommenden Wochenende soll beim Kongress »Berliner Ratschlag – Wem gehört die Stadt?«
an der Technischen Universität in Berlin eine Bilanz nach zwei Jahren stadtpolitischer Kämpfe
der Mieterbewegung gezogen werden. Darüber hinaus wollen die Teilnehmer auch darüber
debattieren, wie sich aus dem Protest gegen steigende Mieten Widerstand gegen
Mieterhöhungen und Räumungen formieren kann.In Berlin nehmen Räumungen von Mietern zu,
die sich dagegen wehren, aus ihren Wohnungen geworfen zu werden und damit an die
Öffentlichkeit gehen.
Am Donnerstag voriger Woche wurde in der Reichenbergerstraße in Kreuzberg eine Wohnung
mit großem Polizeiaufgebot geräumt. Als knapp 100 Aktivisten und solidarische Nachbarn nach
einer erfolglosen Blockade eine spontane Demonstration gegen »steigende Mieten,
Zwangsumzüge und Verdrängung« begannen, nahm die Polizei acht Personen fest. Bei der



monatlich stattfindenen »Lärmdemo« des Mieterbündnisses »Kotti & Co« kam es am Samstag
zu einem heftigen Polizeieinsatz (siehe auch Seite 17). Für Anfang April stehen weitere
Räumungen in Berlin an, die das Protestbündnis »Zwangsräumung verhindern« behindern
möchte.
Die Bundesarbeitsgemeinschaft »Wohnungslosenhilfe« geht bundesweit von 25 000 Räumungen
im Jahr 2012 aus. Der Anteil der Mieter, die sich dagegen wehren, ist in den vergangenen
Monaten gestiegen. Mittlerweile existieren nicht nur in Berlin, sondern auch in Hamburg, Han­
nover und Köln Bündnisse gegen Räumungen. In Köln wurde im Februar die Räumung eines
Mieters, der nach 32 Jahren seine Wohnung verlieren sollte, verhindert. Für den 16. April wurde
ein neuer Räumungstermin angekündigt, aber auch eine Blockade durch die Mieterbewegung.
Die Mietpreisbremse von Heiko Maas wirkt dort keineswegs beruhigend.
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